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Herabsetzung von Einkommensteuer-/ Körperschaftsteuer-
Vorauszahlungen aufgrund steigender Energiekosten 

 
Wegen des hohen Anstiegs der Energiekosten 
bietet das Finanzministerium nun die Möglich-
keit, die Einkommen- oder Körperschaftsteuer-
vorauszahlungen für 2022 herabsetzen zu las-
sen. 
Voraussetzung für die Herabsetzung ist in allen 
Fällen, dass der Steuerpflichtige glaubhaft machen 
kann, dass er vom Anstieg der Energiekosten 
konkret wirtschaftlich erheblich betroffen ist. 
Vom Vorliegen dieser Voraussetzung kann in den 
beiden nachfolgenden Fällen ausgegangen werden: 

1. Für das Kalenderjahr 2021 oder das im Jahr 
2022 endende abweichende Wirtschaftsjahr 
besteht Anspruch auf Energieabgabenver-
gütung gemäß dem Energieabgabenvergü-
tungsgesetz. 

2. Es wird glaubhaft gemacht, dass es sich um 
einen Betrieb handelt, bei dem der Anteil 
der Energiekosten an den Gesamtkosten 
mehr als 3% beträgt (Berechnung analog 
zur Härtefallregelung gemäß Emissionszer-
tifikatehandelsgesetz 2022, basierend auf 
Vorjahreswerten). Die Gesamtkosten kön-

nen vereinfacht ermittelt werden, indem 
vom Umsatz der Gewinn abgezogen wird 
(bzw. im Verlustfall der Umsatz um den Ver-
lust erhöht wird). 

Sofern den geänderten wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen in einem oben erfassten Fall 
nicht bereits durch eine Herabsetzung der Vo-
rauszahlungen entsprochen wurde, rechtferti-
gen die erheblichen Auswirkungen der Kosten-
belastung eine Reduktion der Vorauszahlun-
gen für 2022 auf 50% des bisher festgesetzten 
Betrages. 

Tipp 
Unabhängig von dieser speziellen Möglichkeit, 
die ESt- oder KöSt-Vorauszahlungen für das 
laufende Jahr herabsetzen zu lassen, ist das bei 
entsprechendem Nachweis (z.B. durch eine 
Planungsrechnung) auch dann möglich, wenn 
sich im laufenden Jahr voraussichtlich eine 
niedrigere Einkommensteuer- bzw. Körper-
schaftsteuerschuld aus anderen Gründen erge-
ben wird. Dieser Antrag muss entsprechend be-
gründet sein, wobei wir Sie gerne unterstützen. 

 
 

Elektrofahrzeuge im Steuerrecht 
 
Aufgrund der gestiegenen Benzin- und Diesel-
preise kann ein Elektrofahrzeug vorteilhaft sein. 
Es stellt sich dann die Frage, welche steuerli-
chen Vorteile die Anschaffung eines solchen 
Elektrofahrzeugs bietet. 
Eine wesentliche Begünstigung ist der Vorsteuer- 

abzug. Dabei sind jedoch folgende Besonderheiten 
zu beachten:  

 Bei Anschaffungskosten von bis zu € 
40.000 brutto steht der volle Vorsteuerab-
zug zu. Es kommt zu keiner Aufwandseig-
enverbrauchsbesteuerung. Ertragsteuerlich 
ist zu beachten, dass die Vorsteuer nicht zu 
den Anschaffungskosten gehört und daher 
lediglich die Netto-Anschaffungskosten 
(maximal € 33.333,33) angesetzt sowie als 
Abschreibung (Absetzung für Abnutzung) 
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aufwandswirksam abgezogen werden kön-
nen. 

 Bei Anschaffungskosten von über € 
40.000 brutto bis einschließlich € 80.000 
brutto steht der volle Vorsteuerabzug zu. 
Dieser wird aber durch die Besteuerung ei-
nes Aufwandseigenverbrauchs eingeschlif-
fen, sodass effektiv ein Vorsteuerabzug bis 
inklusive € 40.000 brutto verbleibt (maximal 
€ 6.666,67). 

 Bei Anschaffungskosten von über € 
80.000 brutto steht kein Vorsteuerabzug 
zu, da „überwiegend keine abzugsfähigen 
Aufwendungen“ vorliegen. 

Privatnutzung des Firmen-PKWs 
Neben dem Vorsteuerabzug ist auch die Privatnut-
zung des elektrischen Firmen-PKW durch einen 
Mitarbeiter begünstigt, da hier kein Sachbezug an-

fällt. Bei konventionellen Firmen-PKWs kann der 
Sachbezug für den Mitarbeiter bis zu € 960 im Mo-
nat betragen. Zudem sind E-Autos von der Norm-
verbrauchsabgabe und von der motorbezogenen 
Versicherungssteuer befreit. 
Bei der Bemessung der Absetzung für Abnutzung ist 
auch bei Elektrofahrzeugen die Mindestnutzungs-
dauer von acht Jahren zugrunde zu legen. Es be-
steht seit dem 1.7.2020 die Möglichkeit, beim Kauf 
von Elektroautos - alternativ zur linearen AfA - eine 
degressive AfA in der Höhe von 30 % geltend zu 
machen.  

Die Anschaffung eines Elektrofahrzeuges ist mit 
zahlreichen (steuerlichen) Begünstigungen verbun-
den und kann für den Unternehmer im Einzelfall 
durchaus sinnvoll sein, wobei aber einige Beson-
derheiten zu beachten sind. Bei weiterführenden 
Fragen unterstützen und beraten wir Sie gerne. 

 
 
 

Hauptwohnsitzbefreiung bei anteiliger betrieblicher Nutzung 
 
Der private Verkauf von Eigenheimen und Eigen-
tumswohnungen kann von der Immobiliener-
tragsteuer befreit sein. Steuerfrei ist unter ande-
rem die Veräußerung von Eigenheimen und Ei-
gentumswohnungen samt Grund und Boden, 
wenn es sich dabei um den Hauptwohnsitz des 
steuerpflichtigen Verkäufers handelt. 
Der Hauptwohnsitz (Mittelpunkt der Lebensinteres-
sen) ist das Eigenheim oder die Eigentumswoh-
nung, in dem der Verkäufer seit der Anschaffung 
und bis zur Veräußerung durchgehend für mindes-
tens zwei Jahre gewohnt hat. Die Hauptwohnsitzbe-
freiung kommt auch dann zum Tragen, wenn der 
Verkäufer innerhalb der letzten zehn Jahre (vor der 
Veräußerung) mindestens fünf Jahre durchge-
hend in diesem Haus oder dieser Wohnung als 
"Hauptwohnsitzer" gewohnt hat ("5 aus 10-
Regelung"). 

Nur Eigenheime und Eigentumswohnungen 
Aber nicht jedes Haus oder jede Wohnung ist für die 
Hauptwohnsitzbefreiung geeignet. Von der Befrei-
ung erfasst sind nur Eigenheime und Eigentums-
wohnungen. Ein Eigenheim im steuerlichen Sinn 
liegt bei einem Wohnhaus mit nicht mehr als zwei 
Wohnungen vor, wenn mindestens zwei Drittel der 
Gesamtnutzfläche Wohnzwecken dienen. Eine Ei-
gentumswohnung muss mindestens zu zwei Dritteln 
der Gesamtnutzfläche Wohnzwecken dienen. 

Um in den Genuss der Hauptwohnsitzbefreiung zu 
kommen, ist bei gemischter Nutzung eines Einfa-

milienhauses, etwa als Ordination und Wohnhaus, 
darauf zu achten, dass die Ordination nicht mehr 
als ein Drittel der Gesamtnutzfläche einnimmt. 
Schädlich ist auch ein entsprechend großes Ar-
beitszimmer, selbst im Rahmen der nichtselbständi-
gen Einkünfte. 

Wird eine Eigentumswohnung oder ein Eigenheim 
zwischen 20 % und 33,33 % betrieblich verwendet 
(z.B. Ordination oder Betrieb im Privathaus), fällt bei 
Verkauf für den betrieblich genutzten Teil Immobili-
enertragsteuer an. Bei Überschreiten der 33,33 % 
Grenze ist die Hauptwohnsitzbefreiung für das ge-
samte Gebäude nicht anwendbar, das heißt, dass 
der gesamte Veräußerungsgewinn steuerpflichtig 
ist. 

Liegt die betriebliche Nutzung der Eigentumswoh-
nung oder des Eigenheims unter 20 %, ist bei Erfül-
lung der oben erwähnten Voraussetzungen eine 
Veräußerung ohne Immobilienertragssteuerpflicht 
auch für den betrieblich genutzten Teil möglich. 

Beispiel 1 
Ein Freiberufler nutzt 15% seiner Eigentumswoh-
nung betrieblich und den Rest privat (Hauptwohn-
sitz, Fristerfordernis erfüllt). Im Falle der Veräuße-
rung der Eigentumswohnung tritt (auch für den be-
trieblich genutzten Teil) keine Immobilienertragsteu-
erpflicht ein. 

Beispiel 2 
Ein Freiberufler nutzt 25% seiner Eigentumswoh-
nung betrieblich und den Rest privat (Hauptwohn-
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sitz, Fristerfordernis erfüllt). Im Falle der Veräuße-
rung der Eigentumswohnung tritt keine Immobilien-
ertragsteuer ein, allerdings liegen hinsichtlich des 
betrieblich genutzten Anteils betriebliche Einkünfte 
vor. 

Da im Falle eines späteren Verkaufes von gemischt 
(privat und betrieblich) genutzten Wohnhäusern, der 
Verlust der Hauptwohnsitzbefreiung und eine erheb-
liche Steuermehrbelastung droht, sollte dies bei der 
betrieblichen Nutzung berücksichtigt werden. 

 
 

Betriebsausgabenabzugsverbot für Sozialplan-Abfertigungen 
gleichheitswidrig 

 
2014 wurde der Betriebsausgabenabzug von 
freiwilligen Abfertigungen (Golden Handshakes) 
eingeschränkt. Allerdings wurden davon auch 
Abfertigungen im Rahmen von Sozialplänen 
erfasst. Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hob 
nun diese Betriebsausgabeneinschränkung für 
Sozialplanzahlungen mit Wirkung zum 1.1.2023 
als gleichheitswidrig auf. 
Ein Sozialplan ist eine Betriebsvereinbarung, mit der 
Maßnahmen festgelegt werden, welche die Folgen 
einer Betriebsänderung verhindern, beseitigen oder 
mildern sollen. Unter Betriebsänderung versteht 
man etwa das Einschränken oder Stilllegen des 
ganzen Betriebes oder von Betriebsteilen, das Auf-
lösen einer solchen Zahl von Arbeitsverhältnissen, 
die eine Meldung nach dem Frühwarnsystem erfor-
dert oder das Verlegen des ganzen Betriebes oder 
von Betriebsteilen. 

Für den Abschluss und auch die Erzwingung eines 
Sozialplanes müssen in einem Betrieb mit Betriebs-
rat dauernd mindestens 20 Arbeitnehmer beschäf-
tigt sein und es muss eine Betriebsänderung (wie 
oben) vorliegen, die wesentliche Nachteile für alle 
Arbeitnehmer oder für einen erheblichen Teil der 
Arbeitnehmerschaft mit sich bringt. Mögliche Inhalte 
eines Sozialplanes können freiwillige Abfertigungen, 
Überbrückungshilfen oder der Ersatz von Umschu-
lungs-, Bewerbungs- und Ausbildungskosten sein. 

 

 

VfGH: Sachlich nicht begründbare Differenzie-
rungen 
Der VfGH hat die Gleichsetzung von Sozialplanab-
fertigungen und freiwilligen individuell vereinbarten 
Abfertigungen („Golden Handshakes“) als gleich-
heitswidrig erkannt, da die Einschränkung des Be-
triebsausgabenabzugs aufgrund der unterschiedli-
chen Funktion und Zielsetzung von Sozialplanabfer-
tigungen, auf deren Gewährung der Arbeitgeber nur 
eingeschränkt Einfluss nehmen kann und die - so 
eine Einigung nicht erzielt werden kann - vor der 
Schlichtungsstelle erzwingbar sind, nicht durch ei-
nen gewünschten Lenkungseffekt gerechtfertigt 
werden kann. 

Entgegen der Auffassung der Bundesregierung sind 
Sozialplanabfertigungen nicht bloße Funktion der 
Leistungsfähigkeit, sondern Ergebnis eines Gerech-
tigkeits- und Solidaritätsaspekte berücksichtigenden 
Interessenausgleiches. Individuell vereinbarte Abfer-
tigungen im Zuge einer Arbeitgeberkündigung ei-
nerseits und Sozialplanabfertigungen im Zuge einer 
Betriebsänderung andererseits dürfen daher laut 
VfGH nicht gleichbehandelt werden. Vielmehr führt 
die derzeitige Regelung zu sachlich nicht begründ-
baren Differenzierungen. 

Die Aufhebung der Gesetzesstelle tritt allerdings 
erst mit 31.12.2022 in Kraft, da dem Gesetzgeber 
bis dahin eine Reparaturfrist eingeräumt wurde. Mit 
Ausnahme des Anlassfalles ist daher auf alle ande-
ren, bis zum 31.12.2022 verwirklichten Fälle die 
verfassungswidrige Norm weiterhin anzuwenden. 

 
 

Das Teuerungs-Entlastungspaket 
 
Das Entlastungspaket enthält insbesondere: 

Steuerfreie Teuerungsprämie bis zu € 3.000.- 
Zulagen und Bonuszahlungen, die der Arbeitgeber 
in den Kalenderjahren 2022 und 2023 aufgrund der 
Teuerung zusätzlich gewährt (Teuerungsprämie), 
sind bis zu insgesamt € 3.000.- steuerfrei. 

Die Steuerbefreiung bis € 2.000.- setzt nur eine 
zusätzliche Zahlung in den Jahren 2022 und 2023 
voraus, ist aber sonst an keine weiteren Vorausset-
zungen geknüpft. 

Das volle Ausmaß der Befreiung von € 3.000.- soll 
hingegen nur dann ausgeschöpft werden können, 
wenn die € 2.000.- übersteigende Zahlung aufgrund 
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einer lohngestaltenden Vorschrift gemäß § 68 Abs 5 
Z 1 bis Z 7 EStG geleistet wird. Es muss sich dabei 
um zusätzliche Zahlungen handeln, die üblicher-
weise bisher nicht gewährt wurden. Belohnungen, 
die aufgrund von Leistungsvereinbarungen gezahlt 
werden, fallen daher nicht unter diese Befreiung. 

Achtung 
Werden in den Kalenderjahren 2022 und 2023 so-
wohl eine Gewinnbeteiligung gemäß § 3 Abs 1 Z 35 
EStG als auch eine Teuerungsprämie ausbezahlt, 
sind diese nur insoweit steuerfrei, als sie zusammen 
den Betrag von € 3.000.- pro Jahr nicht übersteigen. 

Tipp 
Eine steuerfrei gewährte Gewinnbeteiligung kann im 
Kalenderjahr 2022 rückwirkend als Teuerungsprä-
mie behandelt werden. Diese Möglichkeit wird des-
halb eingeräumt, weil die Teuerungsprämie neben 
der Befreiung von der Einkommensteuer auch von 
der Sozialversicherung sowie von Lohnnebenkosten 
– wie insbesondere Kommunalsteuer und DB – 
befreit werden sollen. Die Zahlungen erhöhen nicht 
das Jahressechstel gemäß § 67 Abs 2 EStG und 
werden nicht auf das Jahressechstel angerechnet. 

Teuerungsabsetzbetrag für Geringverdiener 
Für Steuerpflichtige, denen der Verkehrsabsetzbe-
trag oder ein Pensionistenabsetzbetrag zusteht und 
die keine Teuerungsprämie erhalten, soll einmalig 
für das Kalenderjahr 2022 ein Teuerungsabsetzbe-
trag in Höhe von € 500.- eingeführt werden. 

Der Teuerungsabsetzbetrag steht bis zu einem Ein-
kommen von € 18.200.- im Kalenderjahr zu und 
vermindert sich zwischen Einkommen von € 
18.200.- und € 24.500.- gleichmäßig einschleifend 
auf null. Ergibt sich beim Steuerpflichtigen unter 
Inanspruchnahme des Teuerungsabsetzbetrages 
eine Einkommensteuer unter null, sollen 70% der 
Sozialversicherungsbeiträge, höchstens aber € 
1.550.- jährlich, rückerstattet werden (SV-
Rückerstattung). 

Der Teuerungsabsetzbetrag muss bei aktiven 
Dienstnehmern im Rahmen der Veranlagung gel-
tend gemacht werden. 

Vorgezogene Erhöhung des Familienbonus Plus 
Die mit dem Ökosozialen Steuerreformgesetz 2022 
beschlossene Erhöhung des Familienbonus Plus für 
alle Kinder (für die ein Anspruch auf Familienbeihilfe 

besteht) soll statt mit 1.7.2022 bereits rückwirkend 
mit 1.1.2022 in Kraft treten. 

Der Arbeitgeber hat für seine Arbeitnehmer eine 
Aufrollung gemäß § 77 Abs 3 EStG so bald wie 
möglich, jedoch spätestens bis 30.9.2022 durchzu-
führen. 

Klimabonus 
Der regionale Klimabonus gilt als Abfederung der 
neuen CO2-Steuer (CO2-Bepreisung). 

Der Klimabonus beträgt € 250.-, wird nun unabhän-
gig vom Wohnort ausbezahlt und mit einem Betrag 
von € 250.- für die Inflationsabgeltung auf € 500.- 
angehoben. 

Kinder unter 18 Jahren erhalten 50% des Bonus, 
sofern für sie mindestens 6 Monate Familienbeihilfe 
bezogen wurde. 

Alle Personen mit Wohnsitz in Österreich (mindes-
tens 183 Tage pro Kalenderjahr) haben Anspruch 
auf Auszahlung. 

Die Auszahlung erfolgt ohne Antrag automatisch an 
die betroffenen Personen, wenn dem Klimaschutz-
ministerium aktuelle Kontodaten der Empfänger 
vorliegen. 

Liegen keine Kontodaten vor, bekommt man einen 
Gutschein mittels RSa-Briefes. Dieser kann in Ge-
schäften eingelöst oder bei einer Bank in Bargeld 
eingetauscht werden. 

Tipp 
Kontrollieren sie deshalb unbedingt die im Fi-
nanzOnline hinterlegten Kontodaten bis zum 
15.7.2022, da diese für die Auszahlung herange-
zogen werden. 
Abschaffung der kalten Progression ab 2023 
Die Grenzbeträge der Steuerstufen (mit Ausnahme 
der 55%-Stufe) sollen automatisch um zwei Drittel 
der Inflation jährlich angehoben werden. Daneben 
soll die Bundesregierung gesetzlich verpflichtet 
werden, jährlich im Ausmaß des restlichen Drittels 
der kalten Progression einen Gesetzesvorschlag an 
den Nationalrat vorzulegen, der Entlastungsmaß-
nahmen von Erwerbstätigen und/oder Pensionisten 
im Ausmaß des Volumens beinhaltet. 
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Einkommensteuer bei entgeltlichem Verzicht auf Veräußerungs- 
und Belastungsverbot und Fruchtgenussrecht 

 
Der entgeltliche Verzicht auf ein Fruchtgenuss-
recht im außerbetrieblichen Bereich unterliegt 
im Gegensatz zum entgeltlichen Verzicht auf ein 
Veräußerungs- und Belastungsverbot nicht der 
Einkommensteuer. Fraglich ist die Art der Auf-
teilung eines pauschalen Gesamtentgelts. 
Zum entgeltlichen Verzicht auf ein Fruchtgenuss-
recht führt die Finanzverwaltung in den Einkom-
mensteuerrichtlinien wie folgt aus:  

Ein Fruchtgenussrecht kann zivilrechtlich sowohl 
„der Ausübung nach“ als auch „der Substanz 
nach“ an einen Dritten übertragen werden. Wird das 
Fruchtgenussrecht „der Substanz nach“ übertra-
gen, liegt aus ertragsteuerlicher Sicht eine Veräuße-
rung vor. Gehört das Fruchtgenussrecht zum Privat-
vermögen des Fruchtgenussberechtigten, unterliegt 
die Veräußerung nicht der Einkommensteuer. 
Wird das Fruchtgenussrecht „der Ausübung nach“ 
entgeltlich an einen Dritten übertragen, stellt dies 
aus ertragsteuerlicher Sicht eine Nutzungsüberlas-
sung dar. Dies führt – vergleichbar der Untervermie-
tung durch einen Hauptmieter – zu Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung beim übertragenden 
Fruchtgenussberechtigten. 

ESt-Bemessungsgrundlage für die Ablöse des 
Veräußerungs- und Belastungsverbots 
Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hatte sich kürz-
lich mit der Frage auseinanderzusetzen, wie die 
Bemessungsgrundlage für die Einkommensteuer für 
die Ablöse des Veräußerungs- und Belastungsver-
bots zu berechnen ist, wenn zugleich auf ein 
Fruchtgenussrecht verzichtet wird und für beides 
insgesamt ein Pauschalpreis vereinbart wird. 

Der VwGH führt aus, dass die Aufteilung eines ein-
heitlichen Entgelts für verschiedene Wirtschaftsgü-
ter nach streng objektiven Maßstäben zu erfolgen 
hat. Dafür ist der Verkehrswert der einzelnen Wirt-
schaftsgüter zu ermitteln und das Entgelt im Ver-
hältnis dieser Werte aufzuteilen. 

In der vorliegenden Konstellation hielt der VwGH 
allerdings ausnahmsweise die Differenzmethode für 
angebracht, weil der Verkehrswert eines Veräuße-
rungs- und Belastungsverbots schlicht nicht 
ermittelbar ist. Daher ist in solchen Fällen vom 
Gesamtentgelt das wertmäßig auf das Fruchtge-
nussrecht entfallende Entgelt abzuziehen, sodass 
danach das für den Verzicht auf das Veräußerungs- 
und Belastungsverbot anzusetzende Entgelt als 
Differenz verbleibt, das der Einkommensteuer unter-
liegt. 

Tipp 
Wird im Zusammenhang mit Grundstücken oder 
Gebäuden entgeltlich auf Rechte (Fruchtgenuss-
rechte, Wohnrechte, Mietrechte oder Belastungs- 
und Veräußerungsverbote) verzichtet, ist es not-
wendig, bereits vor der Ablösung dieser Rechte 
die sich daraus ergebenden steuerrechtlichen 
Konsequenzen abzuklären. 

So ist etwa beim Fruchtgenussrecht in einem ersten 
Schritt zu klären, ob die Übertragung der Ausübung 
nach oder der Substanz nach erfolgt. Wird das Ent-
gelt für mehrere Rechte pauschal bezahlt, stellt sich 
zudem die Frage, wie das Entgelt aufzuteilen ist. 

 

 
 

Keine Begünstigung für nicht entnommene Gewinne bei Betriebs-
aufgabe 

 
Wie das Bundesfinanzgericht (BFG) kürzlich 
erkannte, steht im Jahr der Betriebsaufgabe die 
steuerliche Begünstigung für nicht entnommene 
Gewinne nicht zu, da deren Förderzweck in die-
sem Jahr nicht erreicht wird. 
Die Begünstigung für nicht entnommene Gewinne, 
die bis 2009 geltend gemacht werden konnte, aber 
steuerliche Auswirkungen bis 2016 hatte, bestand 
darin, dass ein Anspruch auf Anwendung des hal-
ben Einkommensteuer-Durchschnittssteuersatzes 
bestand, soweit der in einem Wirtschaftsjahr erzielte 

Gewinn durch den Eigenkapitalanstieg dieses Wirt-
schaftsjahres gedeckt war. Der Anstieg des Eigen-
kapitals war jedoch pro Wirtschaftsjahr nur im 
Höchstbetrag von € 100.000 begünstigt, sodass 
insoweit auch die Höhe des begünstigt zu versteu-
ernden Gewinnes begrenzt war. 

Laut BFG ist Zweck dieser Begünstigung die Förde-
rung der längerfristigen Eigenkapitalbildung in Be-
trieben. Dies ergibt sich auch daraus, dass eine 
Nachversteuerung begünstigter Gewinne vorzu-
nehmen ist, wenn in den nachfolgenden sieben 
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Jahren infolge von Entnahmen das Eigenkapital 
sinkt. Für steuerbegünstigte Eigenkapitalzuwächse 
gilt daher eine Behaltefrist von sieben Jahren. 

Zwar ist für die Begünstigung der laufende steuer-
pflichtige Gewinn eines Wirtschaftsjahres maßgeb-
lich. Nach Meinung des BFG steht im Hinblick auf 
den Zweck der Steuerbegünstigung für nicht ent-
nommene Gewinne - die längerfristige Eigenkapital-
bildung - diese aber nur dann zu, wenn der neuge-
bildete Eigenkapitalanstieg zumindest in das 
nächste Jahr übertragen wird. Führt eine Be-
triebsaufgabe zum Ablauf des (letzten) Wirtschafts-
jahres dieses Betriebes und könnte der laufende 
Gewinn dieses Wirtschaftsjahres der begünstigten 
Besteuerung zugewiesen werden, so würde die 
Begünstigung für nicht entnommene Gewinne für 
die Bildung von Eigenkapital gewährt werden, wel-
ches dem Betrieb nicht einmal über das Jahr der 
Inanspruchnahme der Begünstigung hinaus zur 
Verfügung stünde. Denn wenn ein Betrieb zur Gän-
ze veräußert oder liquidiert wird, verliert das Kapital 
des Veräußerers seine Zweckbestimmung als be-

triebliches Eigenkapital. Dies führt zum Ergebnis, 
dass diese Steuerbegünstigung für laufende Ge-
winne des Wirtschaftsjahres, an dessen Ende 
die Betriebsaufgabe steht, nicht zusteht. 
Zwar führen die Betriebsveräußerung und Betriebs-
aufgabe zu keiner Nachversteuerung von früheren 
nicht entnommenen Gewinnen. Aus dem Umstand, 
dass in diesen Fällen eine Nachversteuerung be-
günstigt besteuerter Beträge unterbleiben soll, folgt 
aber nicht, dass für den laufenden Gewinn des Auf-
gabejahres diese Begünstigung zusteht. 

Tipp 
Unabhängig von der – mittlerweile nicht mehr mögli-
chen – Begünstigung für nicht entnommene Gewin-
ne können bei einer Betriebsaufgabe oder Betriebs-
veräußerung unterschiedliche steuerliche Begünsti-
gungen für den Aufgabe-/Veräußerungsgewinn zur 
Anwendung gelangen. Eine diesbezügliche frühzei-
tige steuerliche Beratung kann unter Umständen 
größere Steuerbelastungen bei Betriebsaufgabe 
oder Betriebsveräußerung vermeiden helfen. 

 
 

Ferienjobs und Steuerpflicht 
 
Nach dem bevorstehenden Schulschluss starten 
viele Schüler und Studenten in einen Prakti-
kumsplatz oder einen Sommerjob, um die ersten 
beruflichen Erfahrungen zu sammeln.  
Für viele Unternehmer gehört es zur Unterneh-
menskultur, jungen Menschen das „Hineinschnup-
pern“ in den Beruf zu ermöglichen. Es sind vielleicht 
die nächsten Mitarbeiter darunter. Welche Formen 
von Ferienjobs gibt es? 

Ferialjob 
Arbeiten Schüler oder Studenten im Sommer, gelten 
sie wie alle anderen als Arbeitnehmer. Sie sind un-
bedingt vor Arbeitsantritt vom Dienstgeber bei der 
ÖGK anzumelden. Es gelten die arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen wie insbesondere der Kollektivver-
trag und das Sozial-Dumpinggesetz. Über der Ge-
ringfügigkeitsgrenze von € 485,85 pro Monat sind 
die Ferial-Arbeitnehmer vollversichert, ihre Bei-
tragsmonate werden bei der Pensionsberechnung 
mitberücksichtigt. 

Echte Ferialpraktikanten und Volontäre 
(Ferial)Praktikanten absolvieren ein Praktikum im 
Rahmen ihres Schul- oder Studienplans. Volontäre 
arbeiten freiwillig im Unternehmen mit. In beiden 
Fällen steht der Ausbildungscharakter im Vorder-
grund. Im Übrigen besteht keine Arbeitsverpflich-
tung und kein Anspruch auf ein Mindestgehalt. Es 
liegt nach Ansicht von Arbeitsrechtsexperten ein 

Ausbildungsvertrag und kein Dienstvertrag vor. 
Dennoch empfiehlt es sich, eine Anmeldung bei der 
ÖGK in Höhe des vereinbarten Taschengeldes vor-
zunehmen, um etwaige Nachforderungen der ÖGK 
zu vermeiden. 

Eine Sonderstellung nehmen Praktikanten in der 
Hotellerie und dem Gastgewerbe ein. Hier gilt das 
Praktikum als echtes Dienstverhältnis, das entspre-
chend dem Kollektivvertrag in Höhe der Lehrlings-
entschädigung entlohnt werden muss. 

Schnuppertage 
Für Schüler, die eine individuelle Berufsorientierung 
während oder außerhalb der Unterrichtszeit absol-
vieren, gibt es die Möglichkeit sogenannter Schnup-
pertage. Grundsätzlich sind Schüler durch die ge-
setzliche Schülerunfallversicherung abgesichert. 
Besteht keine Schulpflicht (mehr), hat eine Anmel-
dung als Volontär bei der AUVA zu erfolgen. Solche 
Berufsschnuppertage dürfen maximal fünf Tage pro 
Betrieb und maximal 15 Tage je Schüler innerhalb 
eines Kalenderjahres andauern. 

Ferienjobs – was dürfen Kinder dazuverdienen? 
Wenn Kinder mit Sommerjobs ihr eigenes Geld 
verdienen wollen, laufen Eltern Gefahr, die Famili-
enbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag zu verlieren. 

 Kinder bis zur Vollendung des 19. Le-
bensjahres dürfen ganzjährig beliebig viel 
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verdienen, ohne dass bei den Eltern die 
Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag 
gefährdet sind. 

 Kinder über 19 Jahre müssen darauf ach-
ten, dass das zu versteuernde Einkommen 
(jährliches Bruttoentgelt ohne 13. und 14. 
Gehalt nach Abzug von Sozialversiche-
rungsbeiträgen, Werbungskosten, Sonder-
ausgaben und außergewöhnlichen Belas-
tungen) € 15.000.- nicht überschreitet, um 
die Familienbeihilfe und den Kinderabsetz-
betrag nicht zu verlieren. Dies gilt unabhän-
gig davon, ob das Einkommen in den Ferien 
oder außerhalb der Ferienzeit erzielt wird. 

Sollte das zu versteuernde Einkommen des Kindes 
€ 15.000.- überschreiten, wird die Familienbeihilfe 
um den übersteigenden Betrag vermindert und ist 
zurückzuzahlen. 

Auch beim Bezug von Studienbeihilfen können 
Studenten bis € 15.000.- dazuverdienen. 

Tipp 
Eine Arbeitnehmerveranlagung für Niedrigverdiener 
bringt auf jeden Fall die Erstattung von bis zu 50% 
der Sozialversicherungsbeiträge (sogenannte Nega-
tivsteuer). In den meisten Fällen wird diese im Wege 
der antragslosen Veranlagung seitens des Finanz-
amts im Folgejahr erledigt. 
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